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&! ���Übereinkommen zwischen dem Königreich Belgien, dem Königreich Dänemark, der Bundes-
republik Deutschland, Irland, der Italienischen Republik, dem Großherzog-
tum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, der Europäischen
Atomgemeinschaft und der Internationalen Atomenergie-Organisation in
Ausführung von Artikel III Absätze 1 und 4 des Vertrages über die Nicht-
verbreitung von Kernwaffen samt Protokoll
(NR: GP XX RV 85 AB 108 S. 20. BR: AB 5170 S. 613.)

&!!���Kundmachung: Aussetzung des Abkommens zwischen der Internationalen Atomenergie-
Organisation und der Republik Österreich über die Anwendung von Si-
cherheitskontrollen gemäß dem Vertrag über die Nichtweiterverbreitung
von Atomwaffen

&!"���Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens betreffend das Verfahren in bürger-
lichen Rechtssachen

&!#���Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen
über die Rechtshilfe in Strafsachen

&! �

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des Übereinkommens zwischen dem Königreich Belgien, dem Königreich Däne-
mark, der Bundesrepublik Deutschland, Irland, der Italienischen Republik, dem Großherzogtum
Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, der Europäischen Atomgemeinschaft und der In-
ternationalen Atomenergie-Organisation in Ausführung von Artikel III Absätze 1 und 4 des Ver-
trages über die Nichtverbreitung von Kernwaffen samt Protokoll wird genehmigt
und

2. im Sinne des Art. 49 Abs. 2 B-VG hat die Kundmachung des Vertragswerkes in allen authenti-
schen Sprachen durch Auflage zur öffentlichen Einsichtnahme im Bundesministerium für aus-
wärtige Angelegenheiten zu erfolgen.

ÜBEREINKOMMEN

zwischen dem Königreich Belgien, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik
Deutschland, Irland, der Italienischen Republik, dem Großherzogtum Luxemburg, dem
Königreich der Niederlande, der Europäischen Atomgemeinschaft und der Internationa-
len Atomenergie-Organisation in Ausführung von Artikel III Absätze 1 und 4 des Vertra-

ges über die Nichtverbreitung von Kernwaffen samt Protokoll

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Beitrittsur-
kunde wurde am 25. Juni 1996 beim Generaldirektor der Internationalen Atomenergie-Organisation hin-
terlegt; die Notifikation der Europäischen Kommission gemäß Art. 23 lit. a ii) des Übereinkommens ist
am 26. Juli 1996 bei der Organisation eingelangt. Das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. 23 lit. a für
Österreich mit 31. Juli 1996 in Kraft getreten.

Ferner sind dem Übereinkommen nachstehende Staaten beigetreten:

Finnland, Griechenland, Portugal, Schweden, Spanien.

Vranitzky
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Druck der Österreichischen Staatsdruckerei

&!!��Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend die Aussetzung des Abkommens zwi-
schen der Internationalen Atomenergie-Organisation und der Republik Österreich über
die Anwendung von Sicherheitskontrollen gemäß dem Vertrag über die Nichtweiterver-

breitung von Atomwaffen
Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird kund-

gemacht:

Das Abkommen zwischen der Internationalen Atomenergie-Organisation und der Republik Öster-
reich über die Anwendung von Sicherheitskontrollen gemäß dem Vertrag über die Nichtweiterverbrei-
tung von Atomwaffen, BGBl. Nr. 239/1972, in der Fassung der Zusatzvereinbarung, BGBl.
Nr. 132/1975, wird in Durchführung und nach Maßgabe von Art. 23 lit. b des Übereinkommens zwischen
dem Königreich Belgien, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, Irland, der Italie-
nischen Republik, dem Großherzogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, der Europäischen
Atomgemeinschaft und der Internationalen Atomenergie-Organisation in Ausführung von Artikel III
Absätze 1 und 4 des Vertrages über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, BGBl. Nr. 610/1996, mit
31. Juli 1996 für die Dauer der Geltung dieses Übereinkommens ausgesetzt.

Vranitzky

&!"��Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen

Nach Mitteilung der Niederländischen Regierung hat Usbekistan am 5. März 1996 seine Beitrittsur-
kunde zum Übereinkommen betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen (BGBl. Nr. 91/1957,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 305/1996) hinterlegt. Dieser Beitritt ist gemäß
Art. 31 Abs. 1 des Übereinkommens mit 4.Oktober 1996 wirksam geworden.

Vranitzky

&!#��Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zusatzpro-
tokolls zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Slowakei am 23. September 1996 ihre
Ratifikationsurkunde zum Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in
Strafsachen (BGBl. Nr. 296/1983, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 231/1996) hin-
terlegt.

Vranitzky


